Beglaubigte Abschrift 


29 Ds 321 Js 2534/21 


Amtsgericht Pinneberg 


Beschluss 


In dem Strafverfahren gegen 


Wilhelm Henning von Stosch, 
gebore ledig, Staatsangehörigkeit: deutsch, wohnhaft: Mühlen- 
straße 5, 25421 Pinneberg 


Verteidiger: 


Rechtsanwälti 


wegen Volksverhetzung 


hat das Amtsgericht Pinneberg durch die Richterin Dr. Willsch am 9. August 2022 beschlossen: 


ie Die Anklage der Staatsanwaltschaft Itzehoe vom 24.11.2021 (Aktenzeichen: 321 Js 
2534/21) wird hinsichtlich der Taten 1-5 zur Hauptverhandlung zugelassen. Auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft Itzehoe wird insoweit gegen den Angeklagten das Hauptverfahren vor 
dem Amtsgericht Pinneberg - Strafrichter - eröffnet (88 203, 207 StPO). 


2. Im Übrigen wird die Eröffnung des Hauptverfahrens aus rechtlichen Gründen abgelehnt. 


3. Soweit die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wurde, trägt die Staatskasse die Kos- 


ten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des Angeklagten. 


Gründe: 


Hinsichtlich der Taten 6. und 7. wird die Eröffnung des Hauptverfahrens gemäß $ 204 Abs. 1 
StPO aus Rechtsgründen abgelehnt. Das Gericht vermochte insoweit einen hinreichenden Tat- 


verdacht nicht zu erkennen. 
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Im Rahmen der Tat 6. fällt das Verhalten des Angeschuldigten unter keinen Straftatbestand. Ge- 
genstand dieser Tat sind zwei Plakate, die der Angeschuldigte an seinem Gartenzaun befestigt 
hatte. Deren Inhalt soll nach der Anklageschrift eine Strafbarkeit des Angeschuldigten gemäß 
$ 130 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 StGB begründen. Die Plakate sind abgebildet im Hauptband Bl. 36 
(Bild 3) und BI. 37 (Bild 5) d.A. Der Inhalt der Plakate erfüllt die Tatbestände jedoch nicht. Im Rah- 
men des $ 130 Abs. 1 Nr. 1 StGB müsste der Angeschuldigte gegen eine Gruppe zum Hass auf- 
gestachelt haben. Mit der Äußerung „Was ist der Unterschied zwischen den Juden im Dritten 
Reich und den Palästinensern in Israel? War das Dritte Reich etwa durch und durch zionistisch”?“ 
vertritt der Angeschuldigte offenbar die Auffassung, die Palästinenser in Israel würden ähnlich dis- 
kriminiert wie die Juden in Deutschland während der NS-Zeit. Die Gruppe im Sinne des & 130 
Abs. 1 Nr. 1 StGB muss jedoch Teil der inländischen Bevölkerung sein, d.h. tatsächlich in 
Deutschland leben (Fischer, StGB, $ 130 Rn. 4a). Damit scheiden die in Israel lebenden Juden 
als Gruppe im Sinne der genannten Vorschrift aus. Die in Deutschland lebenden Juden sind hin- 
gegen ersichtlich nicht gemeint, denn sie haben mit der behaupteten Diskriminierung nichts zu 


tun. 


Durch die Aufschriften auf den Plakaten soll nach der Anklageschrift gleichzeitig der Tatbestand 
des $ 130 Abs. 3 StPO in der Form der Verharmlosung erfüllt sein. Die Äußerung dürfte aber an- 
ders zu verstehen sein. Der Angeschuldigte wendet sich vielmehr gegen die Judenverfolgung im 
Nationalsozialismus. Andernfalls würde der Vorwurf gegen die Behandlung der Palästinenser 
durch den Staat Israel keinen Sinn ergeben. Es ist vergleichbar mit den Fällen, in denen ein Rich- 
ter als Freisler bezeichnet oder der heutigen Polizei Gestapo-Methoden vorgeworfen wurden. Die- 
se Äußerungen (sog. Nazitreue im Meinungskampf) drücken eine Abscheu gegen NS-Handlun- 


gen aus. 


Auch bei Tat 7. fällt das Verhalten des Angeschuldigten unter keinen Straftatbestand. Gegenstand 
dieser Tat sind drei weitere Plakate, die der Angeschuldigte an seinem Gartenzaun befestigte. 
Folgender Inhalt war zu lesen: „(...) Zerstört die Grundlagen des Lügenstaates und schafft Raum 
für einen Neuanfang! Entlarvt die Kriegsschuldlüge! Ohne den Versailler--UNRECHTSFRIEDEN 
hätte es kein HITLER und erst recht keinen HOLOCAUST geben können! (...)‘, des Wei- 
teren: „(...) POLIZISTEN: Hausdurchsuchungen bei Ärzten, die Maskenatteste ausgestellt haben, 
sind eindeutige Terrormaßnahmen! (...) Wann begreifen die gesetzestreuen Polizisten, dass ihre 
Scherz (überwiegend?) von KRIMINELLEN (oder gibt es Schlimmeres?) gesteuert werden? (ar 
und als drittes: „(...) Zählen „Polizisten ohne Hirn“ noch zu den richtigen Menschen? Beweist ihre 
Existenz etwa nicht die Blödheit ihrer Vorgesetzten, die sie eingestellt und ausgebildet haben? 
Warum wurden und werden „Polizisten ohne Hirn“ nicht in der Probezeit oder nach der Ausbil- 
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Ash 


Durch diese Formulierungen soll der Angeschuldigte sich gemäß $ 185 StGB in Tateinheit mit 
$ 130 Abs. 3 StGB strafbar gemacht haben. 


dung entlassen? Stellen „Polizisten ohne Seele“ die Steigerung der Hilflosigkeit dar? (...)“ 


& 185 StGB soll sich wohl auf eine Beleidigung der Polizei als solche beziehen. Die Polizei als 
solche ist jedoch nicht beleidigungsfähig (Fischer, StGB, vor $ 185 Rn. 11). Individuell beleidigt 
wird aber durch die Formulierung kein Polizeibeamter, es sind auch keine entsprechenden Straf- 
anträge gestellt. 

Der Tatbestand des $ 130 Abs. 3 StGB in Form des Verharmlosens soll wohl durch die erste 
Formulierung erfüllt sein, also „Ohne den Versailler--UNRECHTSFRIEDEN hätte es kein HITLER 
und erst recht keinen HOLOCAUST geben können!‘. Damit bewertet der Angeschuldigte aber — 
wie viele Historiker - lediglich eine Kausalität dahingehend, dass ohne den Friedensvertrag von 
Versailles mit seinen für Deutschland erdrückenden Bedingungen der Nationalsozialismus nicht 
an die Macht gelangt wäre. Eine Verharmlosung des Völkermordes an den Juden oder einer an- 


deren Untat ist in der Formulierung nicht zu sehen. 


Die Kostenentscheidung in Bezug auf den nicht eröffneten Teil beruht auf $ 467 StPO. 


Dr. Willsch 
Richterin 


Beglaubigt 
Schenefeld; 10.08,2022 


, ER 


